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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Februar 1952 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des 
Artikels 108 Absatz 2 des Grundgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 76. Sitzung am 18. Januar 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die nachstehen- 
den Änderungen vorzuschlagen: 

1. Der Überschrift des Gesetzentwurfs ist nachstehende Fassung zu 
geben : 

„Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Finanzverwaltung” 
Begründung: 

Es handelt sich bei der Regierungsvorlage um ein Zweites Gesetz 
über die Finanzverwaltung, denn die Durchführung des Artikels 108 
Absatz 2 GG ist bereits im Gesetz über die Finanzverwaltung 
geregelt. 

2. § 3 des Gesetzentwurfs erhält folgende Fassung: 

4 3 

Betriebsprüfung 

Der Bundesminister der Finanzen ist berechtigt, durch Bundes- 
Bedienstete an Betriebsprüfungen, die durch Landesfinanzbe- 
hörden durch geführt werden, teilzunehmen. Er kann verlangen, 
daß bestimmte von ihm namhaft gemachte Betriebe zu einem 
bestimmten Zeitpunkt geprüft werden.” 

Begründung: 

Diese Änderung ist aus materiellen und verfassungsrechtlichen 
Gründen notwendig. Die neue Fassung stellt eine einheitliche 
Betriebsprüfung sicher und vermeidet eine nach dem Grundge- 
setz unzulässige Mischform von bundeseigener Verwaltung und 
Bundesauftragsverwaltung. 

3. Im § 5 sind hinter den Worten „Dieses Gesetz” die Worte ein- 
zufügen „und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver- 
waltungsvorschriften”. 

Begründung: 

Durch diese Ergänzung erhält die Berlin- Klausel die übliche Fassung. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge keine 
Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung des Artikels 108 Absatz 2 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Mitwirkung des Bundes 
bei der Verwaltung der Einkommensteuer 
u»nd der Körperschaftsteuer 

(1) Bei der Verwaltung der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer, die dem 
Bund nach dem Gesetz über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1951 vom 23. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. 1951 S. 864) teilweise zu- 
fließen und deren Verwaltung der Bund in- 
soweit den Landesfinanzbehörden als Auf- 
tragsverwaltung übertragen hat, w4rkt der 
Bundesminister der Finanzen nach Maßgabe 
der Absätze 2 und 3 mit. 

(2) Allgemeine Verwaltungsanordnungen 
der für die Finanzverwaltung zuständigen 
Obersten Landesbehörden mit Ausnahme der 
Anordnungen auf dem Gebiete der Organi- 
sation und des Personal wesens bedürfen der 
Zustimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen, soweit dieser nidit auf die Aus- 
übung des Zustimmungsrechts verzichtet. 
Das gleiche gilt für Anordnungeh nadi § 131 
der Reidisabgabenordnung, die sich auf eine 
Mehrzahl von Fällen beziehen. Allgemeine 
Verwaltungsanordnungen der Oberfinanz- 
direktionen mit Ausnahme der Anordnungen 
auf dem Gebiet der Organisation und des 
Personalwesens werden dem Bundesminister 
der Finanzen über die für die Finanzverwal- 
tung zuständigen Obersten Landesbehörden 
zur Kenntnis übersandt, soweit der Bundes- 
minister der Finanzen nicht auf die Über- 
sendung verzichtet hat. Die Zuständigkeit 
der Bundesregierung zum Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften nach Artikel 108 
Absatz 6 des Grundgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Vereinbarungen und vereinbarungs- 
ähnliche Maßnahmen im Sinn von § 220 
Ziffer 3 der Reichsabgabenordnung bedürfen 
der Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen. Das gleiche gilt für Erlaß (§ 131 
der Reichsabgabenordnung) und Stundung 
(§ 127 der Reichsabgabenordnung) im Einzel- 


fall, wenn bestimmte, durch Rechtsverord- 
nung des Bundesministers der Finanzen mit 
Zustimmung des Bundesrats festgesetzte 
Grenzen überschritten w^erden. 

§ 2 

Überwachung durcli den Bund 

(1) Für die im § 1 Absatz 1 bezeichneten 
Abgaben überwachen der Bundesminister der 
Finanzen und seine Beauftragten, im Zu- 
sammenwirken mit den für die Finanzver- 
waltung zuständigen Obersten Landesbehör- 
den, die Gleichmäßigkeit der Gesetzesanwen- 
dung und die Ordnungsmäßigkeit der Ver- 
waltung. 

(2) Die für die Finanz Verwaltung zustän- 
digen Obersten Landesbehörden werden dem 
Bundesminister der Finanzen und seinen Be- 
auftragten auf Anfordern die Unterlagen, 
die sidi auf die Verwaltung der in § 1 Ab- 
satz 1 bezeichneten Abgaben beziehen, zur 
Einsichtnahme vorlegen oder vorlegen lassen. 

S 3 ^ 

Betriebsprüfung 

Bel der Prüfung von Bundesstcuern kön- 
nen die Betriebsprüfer des Bundes auch die 
in § 1 Absatz 1 bezeichneten Abgaben 

prüfen. Den Landesfinanzbehörden ist dabei 
Gelegenheit zur Mitwirkung zu geben. 

§ 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Verwaltungsvorschriften 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften zu erlassen. 

§ 5 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt in Berlin, sobald das 
Land Berlin nadi Artikel 87 Absatz 2 der 
Verfassung von Berlin seine Anwendung 
beschließt. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemein 

Der Bund hat durch das Gesetz über die 
Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommensteuer und der KÖrperschäftsteuer 
durch den Bund im Rechnungsjahr 1951 vom 

23. Oktober 1951 (BGBl. 1951 S. 864) 27 vom 
Hundert der Einnahmen ln Anspruch ge- 
nommen, die den Ländern im Rechnungs- 
jahr 1951 aus der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer zufließen. 

Nach Artikel 108 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes steht dem Bund, wenn er einen Teil 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
sich in Anspruch nimmt, insoweit grundsätz- 
lich audi die Verwaltung zu; doch kann er 
die Verwaltung auch den Landesfinanzbehör- 
den als Auftragsverwaltung übertragen. Dies 
ist durch § 34 Absatz 1 Ziffer 4 des Ge- 
setzes über die Finanzverwaltung vom 
6 September 1950 (BGBl. 1950 S. 448) ge- 
schehen. 

Die Bundesregierung hatte bereits unter dem 

24. März 1951 den Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung des Artikels 108 Absatz 2 
des Grundgesetzes vorgelegt, der in gemein- 
samen Beratungen mit dem Bundesrat über- 
arbeitet wurde und ln abgeänderter Form 
in seinem materiellen Inhalt die Billigung 
des Bundesrates fand. Dieser Entwurf ist 
vom Biindesrat in der Sitzung vom 27. April 
1951 einstimmig angenommen worden. Er 
wurde vom Bundestag in seinen Sitzungen 
vom 20. Juni und 12. Juli 1951 mit Ände- 
rungen angenommen (Bundestagsdruck- 
sachen Nrn. 2268, 2341, 2432 und 2499). Nach 
dem Entwurf machte der Bund von der 
Möglidikeit der eigenen Verwaltung nach 
Artikel 108 Absatz 2 Flalbsatz 1 nur hin- 
sichtlich der Betriebsprüfung Gebrauch. Im 
übrigen war lediglich eine Einflußnahme des 
Bundes auf die Auftragsverwaltung der Län- 
der hinsiditllch der in Anspruch genom- 
menen Abgaben vorgesehen. Diese Einfluß- 
nahme des Bundes mußte sich auf das ge- 
samte Aufkommen der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer, nicht nur auf die Er- 
hebung und Abführung des dem Bund' zu- 
fließenden Teils erstrecken, da der Bundes- 
anteil an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer von der ordnungsmäßigen Erhebung 
der Gesamtsteuern organisatorisch sich kaum 
trennen läßt und die Höhe des dem. Bund 
zufließenden Aufkommens von der Hohe 


des Gesamtaufkommens unmittelbar ab- 
hängig ist. 

Der Bundesrat hat dem vom Bundestag be- 
schlossenen Gesetzentwurf nach erfolgloser 
Einberufung des Vermittlungsausschusses in 
seiner Sitzung vom 13. Juli 1951 seine Zu- 
stimmung versagt (Bundesratsdrucksachen 
Nrn. 527 und 583). Der Grund für die Ab- 
lehnung lag darin, daß der Bundesrat ent- 
gegen der Auffassung des Bundestags die Zu- 
stimmung des Bundesrats zu dem Gesetz 
selbst und zu den nach § 4 des damaligen 
Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung 
zu erlassenden Verwaltungsvorschriften für 
erforderlich hielt. 

Die Bundesregierung legte am 16. Oktober 
'1951 den Gesetzentwurf dem rierrn Bundes- 
präsidenten zur Ausfertigung vor. In dem 
Anschreiben machte die Bundesregierung den 
Herrn Bundespräsidenten auf die mit dem 
Bundesrat strittig gebliebenen Punkte auf- 
merksam und regte an, falls Zweifel an der 
Auffassung der Bundesregierung und des 
Bundestags bestanden, eine gutachtliche Stel- 
lungnahme des Bundesverfassungsgerichts 
einzuholen. 

Der Herr Bundespräsident Ist der Anregung 
gefolgt und hat das Bundesverfassungsgericht 
gemäß Artikel 97 Absatz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht um gutachtliche 
Stellungnahme ersucht. 

Das Plenum des Bundesverfassungsgerichtes 
hat am 22. November 1951 unter — 1 B 
VV 1/51 — das nachstehende Gutachten er- 
stattet: 

„Das Gesetz zur Durchführung des Ar- 
* tikels 108 Absatz 2 des Grundge-etzes be- 
darf der Zustimmung des Bundesrates.“ 
Durch dieses Gutachten ist der unter dem 
24. März 1951 vorgelegte und vom Bundes- 
tag in seinen Sitzungen vom 20. Juni und 
12. Juli 1951 beschlossene Gesetzentwurf hin- 
fällig geworden. 

Der vorgelegte neue Gesetzentwurf geht von 
der vom Bundesrat in seiner 55. Sitzung am 
27. April 1951 beschlossenen Fassung des frü- 
heren Gesetzentwurfs aus (Bundesratsdruck- 
sache Nr. 386/51). Insbesondere ist nunmehr 
der Auffassung des Bundesrates insofern 
Rechnung getragen, als die Zustimmungs- 
bedürftigkeit sowohl zum Gesetz als auch zu 
den nach § 4 zu erlassenden Verw'altiings- 
vorschriften anerkannt wird. 



Im Einzelnen 

Zu § 1 

Das Wesen der Auftragsverwaltung und des 
Weisungsrechts verlangt, daß der Bund als 
weisungsberechtigter Auftraggeber und die 
Obersten Landesfinanzbehörden als Träger 
der Auftragsverwaltung Zusammenwirken. 
Der Bund muß die ordnungsmäßige Verwal- 
tung der gesamten Steuern gesichert wissen, 
von denen er einen Teil in Anspruch nimmt, 
damit nicht auch sein Teil beeinträchtigt wird 
und er zur Entsendung von Bundesbevoll- 
mächtigten nach Artikel 108 Absatz 4 des 
Grundgesetzes gezwungen wird. Das Mit- 
wirkungsrecht des Bundes bezieht sich so- 
wohl auf umfassende Verwaltungsanord- 
nungen wie auf einzelne Verwaltungsakte. 
Der Bund beabsichtigt jedoch, nur bei wich- 
tigeren Angelegenheiten von seinem Mitwir- 
kungsrecht Gebrauch zu machen. Es dient 
der Klarstellung dieses Mitwirkungsrechtes, 
wenn die in Artikel 108 Absatz 6 des Grund- 
gesetzes gegebene Vorschrift hier noch be- 
sonders wiederholt ist. 

Zu § 2 

Die Ausübung des Weisungs- und Mitwir- 
kungsrechts des Bundes nach § 1 des Ent- 
wurfs setzt voraus, daß dem Bund auch das 
Recht der Information gegenüber den Fi- 
nanzverwaltungen der Länder zusteht. 

§ 2 des Entwurfs verleiht deshalb dem Bun- 
desminister der Finanzen und seinen Beauf- 
tragten das Recht, im Zusammenwirken mit 
den für die Finanzverwaltung zuständigen 
Obersten Landesbehörden die gleichmäßige 
Gesetzesanwendung und ordnungsmäßige 
Geschäftsführung durch die Oberfinanz- 
direktionen und durch die Finanzämter zu 
überwachen und alle einschlägigen Unter- 
lagen anzufordern. 

Das Recht des Bundes zur Entsendung von 
Bundcsbevollmächtigten Im Sinn des Ar- 


tikels 108 Absatz 4 Satz 2 des Grundgesetzes 
bleibt hiervon unberührt. Da die Bundes- 
bevollmächtigten, die allgemein oder für 
Einzelfälle bestellt werden können, ihre Be- 
fugnisse vom Bundesminister der Finanzen 
herleiten müssen, können die ihnen zustehen- 
den Rechte auch vom Bundesminister der 
Finanzen selbst oder seinen Beauftragten aus- 
geübt werden. 

Zu § 3 

Das Redit zur Vornahme von Betriebs- 
prüfungen steht dem Bund auf dem Gebiete 
der Besitz- und Verkehrsteuern ohne wei- 
teres für die Umsatzsteuer und die Beförde- 
rungsteuer, die von Bundesfinanzbehörden 
verwaltet werden, zu (§ 9 des Finanzverwal- 
tungsgesetzes). § 3 des Entwurfs stellt klar, 
daß die Betriebsprüfer des Bundes berechtigt 
sind, darüber hinaus auch die Einkommen- 
steuer und die Körperschaftsteuer zu prüfen. 
Es handelt sich insoweit um eine nach Ar- 
tikel 108 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Halb- 
satz 1 GG zulässige bundeseigene Verwaltung 
der in § 1 Absatz 1 des Gesetzentwurfes 
aufgeführten Abgaben. 

Zu § 4 

Die im § 4 des Entwurfes vorgesehene Er- 
mächtigung für die Bundesregierung soll die 
Möglichkeit geben, die zur Durchführung 
des Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvor- 
schriften, insbesondere über Form und Ab- 
grenzung des Zusammenwirkens des Bundes- 
minlstcrs der Finanzen mit den Obersten 
Landesfinanzbehörden, zu erlassen. 

Zu § 5 

Die Erstreckung des Gesetzes auf Berlin ent- 
spricht dem § 12 Absatz 1 und § 13 Absatz 1 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(BGBl. T S. 1). 
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